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(Nr. 13641.) Ausführungsbeſtimmungen zum Abkommen zwiſchen Deutſchland und Polen vom 
10. Dezember 1927 über die Fiſcherei in den Grenzwaſſerläufen und Grenzgewäſſern 
(Reichsgeſetzbl. 1929 II S. 147). Vom 7. Auguſt 1931. 


Zur Ausführung des am 10. Dezember 1927 unterzeichneten und am 27. Juni 1931 in 
Kraft getretenen Abkommens zwiſchen Deutſchland und Polen über die Fiſcherei in den Grenzwaſſer— 
läufen und Grenzgewäſſern wird auf Grund des Artikels 2 des dazu erlaſſenen Reichsgeſetzes vom 
18. März 1929 (Reichsgeſetzbl. 1929 II S. 146) folgendes beſtimmt: 


1. Zu. Teil I Artikel. 1 Ziffer 1: 

(1) Die ſich aus Artikel 3 Abſ. 3 und 4 in Verbindung mit Artikel 2 des deutſch-polniſchen 
Vertrags zur Regelung der Grenzverhältniſſe vom 27. Januar 1926 (Reichsgeſetzbl. II S. 723) 
ergebenden Begriffe der Grenzwaſſerläufe und Grenzgewäſſer umfaſſen nicht die in ihrem vollen 
Umfang auf dem Gebiet eines der vertragſchließenden Staaten liegenden Gewäſſer, auch wenn die 
Grenze an einem ihrer Ufer verläuft oder ſie kreuzt, wie dies bei Flüſſen und Bächen häufig der 
Fall iſt. Für ſolche Gewäſſer gelten ausſchließlich die geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften 
für die Fiſcherei in dem gebietszugehörigen Staate, ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit des 
Fiſchereiberechtigten. Für die Ausübung der Fiſcherei jenſeits der Grenze gilt in dieſem Falle 
das Abkommen zwiſchen Deutſchland und Polen über den kleinen Grenzverkehr vom 30. Dezember 
1924 (Reichsgeſetzbl. 1925 II S. 661), Bekanntmachung des Reichsminiſters des Auswärtigen vom 
10. Oktober 1929 (Reichsgeſetzbl. II S. 647) und vom 25. Oktober 1930 (Reichsgeſetzbl. II S. 1231). 

(2) Das Abkommen findet ſonach nur Anwendung auf die Fiſcherei in Gewäſſern, deren 
Verlauf die Grenze bezeichnet oder in denen die Grenze verläuft, wenn ſich die Fiſchereiberechtigung 
auf beide Seiten der Grenze oder nur auf den jenſeits liegenden Teil erſtreckt. Zur Ausübung der 
Fiſcherei in dem auf das Gebiet des Heimatlandes ſich erſtreckenden Teile dieſer Gewäſſer bedarf 
es neben dem Grenzfiſchereiſchein (Artikel 3 Abſ. 1 des Abkommens) keines Inländerfiſcherei— 
ſcheins. Die Erteilung eines Grenzfiſchereiſcheins kommt jedoch nicht in Frage, falls die Fiſcherei— 
berechtigung lediglich auf die Uferſtrecke oder bis zur Mitte des Waſſerlaufs, in jedem Falle aber 
auf den Raum diesſeits der Hoheitsgrenze beſchränkt iſt. Inſoweit bleiben — vorbehaltlich der 
Beſtimmungen im Teil III des Abkommens — ausſchließlich die für das eigene Staatsgebiet 
geltenden geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften für die Ausübung der Fiſcherei in Kraft. Dieſe 
greifen im übrigen ſtets Platz, ſoweit das Abkommen keine Sonderregelung trifft oder nachſtehend 
etwas anderes nicht beſtimmt wird. 

(3) Die Aufſtellung eines Verzeichniſſes der unter das Abkommen fallenden Grenzwaſſer— 
läufe und Grenzgewäſſer bleibt vorbehalten. 


2. Zu Teil U Artikel 2: 

(1) Unter den Begriff „Überlaſſungsvertrag“ fällt außer der Erteilung der Erlaubnis zum 
Fiſchfang auch die im § 28 Abſ. 2 des Fiſchereigeſetzes vorgeſehene Ermächtigung zur Ausübung 
des Fiſchereirechts in vollem Umfang in Gewäſſern der im § 2 Abſ. 1 Nr. 1, 2 des Fiſchereigeſetzes 
bezeichneten Arten. 

(2) Die materiell rechtliche Befugnis zur Ausübung der Fiſcherei iſt bei Stellung des An— 
trags auf Erteilung eines Grenzfiſchereiſcheins (vgl. dieſe Ausführungsbeſtimmungen Ziffer 4 zu 
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Artikel 3 Abſ. 5) glaubhaft zu machen. Wegen der Form von Pacht- und Überlaſſungsverträgen 
wird auf das Schlußprotokoll zum Abkommen verwieſen. Unberührt bleibt insbeſondere auch die 
Vorſchrift des § 29 Abſ. 3 des Fiſchereigeſetzes, wonach es zur Übertragung der Ausübung der 
Fiſchereirechte in vollem Umfange (Verpachtung) an Perſonen, die nicht die Reichsangehörigkeit 
beſitzen, der Genehmigung des Regierungspräſidenten bedarf. Dasſelbe gilt für die Erteilung der 
Genehmigung zur Ausſtellung von Erlaubnisſcheinen zum Fiſchfang gemäß § 98 Abſ. 5 des 
Fiſchereigeſetzes. 
3. Zu Artikel 3 Abſ. 1: 

Zuſtändige Aufſichtsorgane ſind neben den mit der örtlichen Fiſchereiaufſicht beauftragten 
Beamten und amtlich verpflichteten privaten Fiſchereiaufſehern auch die Grenzzollbeamten ſowie 
Beamte der Landeskriminalpolizei. Die in Frage kommenden Grenzzollbeamten werden hierdurch 
für den Bereich ihrer örtlichen Zuſtändigkeit zu preußiſchen Fiſchereiaufſehern und in dieſer Eigen— 
ſchaft zu Hilfsbeamten der Fiſchereipolizei und der Staatsanwaltſchaft beſtellt. Das Weitere ver- 
anlaßt auf Grund des Erlaſſes des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten vom 2. Auguſt 1927 — VI 29647 — (Landwirtſch. Miniſterialblatt S. 609) der zuſtändige 
Regierungspräſident im Benehmen mit dem zuſtändigen Präſidenten des Landesfinanzamts. 


4. Zu Artikel 3 Abſ. 5: 

(1) Der Antrag auf Erteilung eines Grenzfiſchereiſcheins iſt beim Regierungspräſidenten 
zu ſtellen, an deſſen Bezirk das jenſeits der Grenze liegende Gewäſſer angrenzt. Kommen hiernach 
für Fiſchereiberechtigungen oder Gewäſſer mehrere Regierungspräſidenten in Frage, ſo iſt derjenige 
zuſtändig, in deſſen Bereich die Hauptbetriebsſtätte des Antragſtellers für die Ausübung der 
Fiſcherei in Grenzwaſſerläufen und Grenzgewäſſern liegt. Die Antragſteller haben grundſätzlich 
nur mit den Behörden des Heimatlandes zu verhandeln. 

(2) Vertreter von Fiſchereiberechtigten, zum Beiſpiel im Falle der Erkrankung, fallen unter 
den Begriff der Gehilfen. Zu der im § 94 des Fiſchereigeſetzes vorgeſehenen erleichterten Aus⸗ 
ſtellung von Fiſchereiſcheinen bietet das Abkommen keine Handhabe. 

(3) Sit der Inhaber eines Grenzfiſchereiſcheins zugleich noch in anderen, vollſtändig auf 
deutſchem Gebiete liegenden Gewäſſern zur Fiſcherei befugt, fo greifen für die letzteren die Vor- 
ſchriften des Fiſchereigeſetzes über Fiſchereiſcheine für Nichtreichsangehörige Platz. Jedoch wird 
nach Möglichkeit auch in dieſem Falle von der Stellung eines Bürgen Abſtand zu nehmen ſein. 


5. Zu Artikel 3 Abſ. 7: 

Die Führer von Fiſchereifahrzeugen (vgl. Artikel 5 des Abkommens) find verpflichtet, den 
Anordnungen der Grenzzollbeamten zwecks Beſichtigung der Boote, Fiſchereigeräte, Fangerträge uſw. 
ſowie zur körperlichen Durchſuchung der Bootsinſaſſen Folge zu leiſten. Sie haben auf Verlangen 
der Grenzzollbeamten dem Ufer zuzuſteuern, anzulegen und die Ankunft der Beamten abzuwarten. 
Im übrigen gilt § 50 der Polizeiverordnung zum Fiſchereigeſetz (Fiſchereiordnung) vom 
29. März 1917 (Landwirtſch. Miniſterialblatt S. 153) 
16. März 1918 (Landwirtſch. Miniſterialblatt S. 51) 


6. Zu Artikel 3 Abſ. 8: 

(1) Die Benachrichtigung von der beabſichtigten Ausübung der Fiſcherei in einem dem Ab- 
kommen unterliegenden Gewäſſer während der Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang iſt 
nur erforderlich, wenn dabei die Grenze überſchritten wird. Dies gilt ſowohl für die Fortſetzung 
des am Tage aufgenommenen Fiſchfanges als auch für die Ausreiſe vor Sonnenaufgang. Im 
Zweifel über die jeweiligen Zeiten ſind die Angaben des allgemeinen Kalenders maßgebend. Die 
etwa ausgelegten Geräte können während der Nacht im Waſſer verbleiben, ſoweit dies ohne Beiſein 
von Perſonen möglich iſt. 

(2) Die vorgeſchriebene Benachrichtigung des zuſtändigen Grenzpoſtens (Zollaufſichtsſtelle), 
ſowohl des deutſchen als auch des polniſchen, hat durch den Inhaber eines Grenzfiſchereiſcheins 
von Fall zu Fall — gegebenenfalls zugleich für feine Begleiter — perſönlich oder auf feine Ver⸗ 
antwortung durch Beauftragte ſchriftlich oder mündlich mindeſtens 12 Stunden vor Beginn der 
Fiſcherei oder der Ausreiſe dazu zu erfolgen. Anzugeben iſt dabei: Name und Wohnort des Fiſchers, 
Nummer des Fahrzeugs (Artikel 15 des Abkommens), Bezeichnung des in Frage kommenden 
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Fiſchereigebiets, Zeit des Beginns des Fiſchfanges oder der Ausreiſe dazu, vorausſichtliche Rückkehr 
ſowie Ort des Verbringens der Fangerträge. 

(3) Ein Anſpruch auf die Mitteilung der Gründe für die Verſagung des Fiſchfanges in der 
Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang ſteht dem Inhaber eines Grenzfiſchereiſcheins 
nicht zur Seite. Auf Beſchwerde im Einzelfall bleiben dahingehende Verhandlungen den beteiligten 
Behörden vorbehalten. 


7. Zu Artikel 4 Buchſtabe a 
wird auf Ziffer 10 dieſer Ausführungsbeſtimmungen (zu Artikel 5) verwieſen. 


8. Zu Artikel 4 Buchſtabe b: 


Unter „Mundvorrat“ ſind genußfertige Nahrungs- und Genußmittel zu verſtehen. Sie 
müſſen zum eigenen Verbrauche beſtimmt fein und dürfen den Tagesbedarf des Einbringers, bei 
Tabak und Tabakwaren auch die im $ 74 Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen zum deutſchen 
Tabakſteuergeſetze feſtgeſetzten Mengen (Schnupf-, Pfeifen- und feingeſchnittenen Rauchtabak von 
weniger als 50 g, Zigarren unverpackt oder in angebrochenen Packungen bis zu 10 Stück, Zigaretten 
bis zu 25 Stück, Kautabak bis zu 3 Stück, verpackte Zigarren, Zigaretten und verpackten Kautabak 
bis zu 30 g) nicht überſchreiten. 


9. Zu Artikel 4 Buchſtabe c: 


(1) In Verbindung mit Artikel 6 Abſ. 1 kommt die Überführung der unter Beachtung 
der Beſtimmungen des Abkommens erzielten Fangerträge in das Heimatland nur auf dem Waſſer— 
weg in Frage. Danach iſt es ſelbſt unter Beachtung der allgemeinen Zollvorſchriften nicht geſtattet, 
dieſe Fangerträge von einem dem Abkommen unterliegenden Gewäſſer aus im Gebiet des anderen 
Staates zum Zwecke des Abſatzes oder ſonſtiger Verwertung oder zur Beförderung auf dem Land— 
weg in das Heimatland an Land zu bringen. 

(2) Die Verpflichtung zur ſtatiſtiſchen Anmeldung der im Zollausland gefangenen und in 
das Zollinland verbrachten Fangerträge wird durch die im Artikel 4 vorgeſehenen Erleichterungen 
nicht berührt. Das zuſtändige Hauptzollamt kann jedoch genehmigen, daß die ſtatiſtiſche Anmeldung 
nicht von Fall zu Fall, ſondern monatlich nur einmal bei der zuſtändigen Zollaufſichtsbehörde 
bewirkt wird. 

10. Zu Artikel z: 


Die beſondere Kennzeichnung der Kähne iſt nur während deren Verwendung zum Fiſchfang 
auf Grund eines Grenzfiſchereiſcheins erforderlich. Auf Ziffer 5 dieſer Ausführungsbeſtimmungen 
(zu Artikel 3 Abſ. 7) wird hingewieſen. 


11. Zu Artikel 6: 


(1) Der Begriff des „Anlegens am Ufer“ im Sinne des Artikels 6 Abſ. 1 des Abkommens 
umfaßt das Feſtmachen oder den ſonſtigen Aufenthalt an den hierfür beſtimmten Anlegeſtellen, 
ſchließt alſo ein längeres Verweilen aus auf einem anderen Platze, der ein Verlaſſen des Fahr— 
zeugs mit unmittelbar anſchließendem Betreten feſten Grund und Bodens oder von Bauwerken 
ermöglicht. 

(2) Inwieweit der Fiſchfang das Betreten des Ufers erfordert, richtet ſich von Fall zu Fall 
nach der von dem Inhaber eines Grenzfiſchereiſcheins erlaubterweiſe angewendeten Fiſcherei— 
betriebsart. Lediglich zum Gebrauch der Handangel iſt das Betreten des Ufers nicht unbedingt 
erforderlich. 

12. Zu Teil III: 

Die Beſtimmungen dieſes Teiles ſind im Gegenſatz zu denjenigen allgemeiner Art des 
Teiles II auch für ſolche Perſonen bindend, deren Befugnis zur Fiſcherei in einem dem Abkommen 
unterliegenden Gewäſſer ſich nur auf dem Gebietsteile des Heimatlandes erſtreckt (vgl. Ziffer 1 
Abſ. 2 dieſer Ausführungsbeſtimmungen). 


13. Übergangsbeftimmung. 


Die etwa bereits erteilten Ausländerfiſchereiſcheine für ein dem Abkommen unterliegendes 
Gewäſſer bleiben bis zur Erteilung und Aushändigung der Grenzfiſchereiſcheine in Kraft. Auf 
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die Rückerſtattung der gezahlten Verwaltungsgebühr für den Ausländerfiſchereiſchein beſteht kein 
Anſpruch. 
Berlin, den 7. Auguſt 1931. 
Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 


(Nr. 13642.) Dritte Verordnung über Fürſorgeleiſtungen. Vom 18. Auguſt 1931. 


Auf Grund des $ 6 Abſ. 2 und 3 der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 
1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 100) in der Faſſung des Geſetzes vom 8. Juni 1928 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 255) und des fünften Teiles Kap. VIII der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 279/305) und auf Grund des 
§ 36 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürforgepflicht vom 17. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 210) in der Faſſung des Geſetzes vom 17. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 79) 
verordne ich was folgt: ö 
Artikel 1 der Verordnung über Fürſorgeleiſtungen vom 20. Dezember 1924 (Geſetzſamml. 
S. 764) in der Faſſung der Verordnung vom 22. Juni 1928 (Geſetzſamml. S. 167) erhält folgenden 
Wortlaut: 

Die Feſtſetzung der den örtlichen Verhältniſſen angepaßten Richtſätze für die Be— 
meſſung des notwendigen Lebensunterhalts der Hilfsbedürftigen und der den örtlichen 
Verhältniſſen angepaßten Einkommensſätze für die Wochenfürſorge wird, vorbehaltlich 
abweichender Anordnung in Sonderfällen, den Verwaltungsorganen der Bezirksfürſorge⸗ 
verbände übertragen. 

Bei Nichterreichung der Einkommensſätze für die Wochenfürſorge erhält eine 
Wöchnerin mindeſtens die vollen Leiſtungen der Familienwochenhilfe oder entſprechende 
Sachleiſtungen als Wochenfürſorge ($ 12 der Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürſorge vom 1. Auguſt 1931, Reichsgeſetzbl. 1 S. 440), wenn 
nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß die Hilfe nicht oder nicht in vollem Umfange 
benötigt wird. Werden die Einkommensſätze überſchritten, ſo iſt je nach Art und Grad 
der Hilfsbedürftigkeit inſoweit Hilfe zu gewähren, daß für die beſonderen Bedürfniſſe der 
Schwangerſchaft und der Entbindung mindeſtens das zur Verfügung ſteht, was die 
Familienwochenhilfe gewähren würde. Unterſtützungsbeträge für Hebammenhilfe ſind 
unmittelbar an die Hebamme zu zahlen. 

Die Verordnung über die Feſtſetzung der Unterſtützungen der öffentlichen Fürſorge vom 
3. Oktober 1925 (Deutſcher Reichs- und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 236 vom 8. Oktober 1925) 
wird aufgehoben. 


Berlin, den 18. Auguſt 1931. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


(Nr. 13643.) Verordnung über den Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt. Vom 
28. Auguſt 1931. . 


Auf Grund des § 7 Abſ. 1 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1919 in der Faſſung 
der Geſetze vom 8. Juli 1920, 9. Juni 1923 und 4. Januar 1924 (Geſetzſamml. 1913 S. 225, 
1920 S. 385, 1923 S. 277 und 1924 S. 19) wird folgendes verordnet: 
Der Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, beträgt vom 1. September 1931 ab 
4 vom Hundert jährlich. 


Berlin, den 28. Auguſt 1931. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Höpker Aſchoff. Schmidt. 
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